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Während in Bern über das Ende des
Atomzeitalters debattiert wird, ar-
beiten die Betreiber des grössten
Schweizer AKW Leibstadt an «Gross-
projekten», welche die Lebensdauer
des Reaktors verlängern und dessen
Leistung erhöhen werden. Dies zei-

gen offizielle Ausschreibungen im
«Amtsblatt des Kantons Aargau». So
sucht Leibstadt etwa zwischen Sep-
tember 2011 und März 2014 Personal
zur Durchführung vom Elektroin-
stallationsarbeiten. Als Nachweis
werden Arbeiten «in vergleichbaren
Nuklearanlagen» verlangt.

Andreas Pfeiffer, Kraftwerkslei-
ter von Leibstadt, bestätigt, dass die
Ausschreibung im Zusammenhang
mit «Grossprojekten» stehe, welche
«in den kommenden Jahren im Kern-
kraftwerk Leibstadt realisiert werden
sollen». Nach Abschluss der Arbeiten
im Jahr 2014 oder 2015 rechnet Pfeif-
fer «voraussichtlich mit einer Leis-

tungssteigerung von 2 bis 5 Prozent
im Vergleich zum Jahr 2009». Dies ist
eine Steigerung um rund 60 Mega-
watt, was einem Fünftel des AKWs
Mühleberg entspricht.

Damit kann Leibstadt rund 492
Gigawattsunden mehr Strom produ-
zieren, was dem Jahresverbrauch
von knapp 100 000 Haushalten ent-
spricht. Zwischen 2003 und 2014
wurde und wird in Leibstadt die
Bruttoleistung somit von 1165 auf
1265 Megawatt erhöht. Das ent-
spricht 28 Prozent von Mühleberg.

EINEN DREISTELLIGEN Millionenbe-
trag geben die Leibstadt-Betreiber
insgesamt für die Aufrüstung des
AKW zwischen 2009 und 2014 aus,
wie Pfeiffer sagt. Als Nächstes erfolgt
im nächsten Jahr der Einbau eines
neuen Generators, dessen Maximal-
leistung 1270 Megawatt beträgt, 15
Megawatt mehr als zuvor. Danach
folgt die Montage eines neuen
Dampfkondensators, der rund 20
Megawatt Mehrleistung bringen soll.
Den Auftrag dafür hat die Leibstadt-
Leitung am 21. März, zehn Tage nach
Fukushima, an Alstom vergeben.

Bereits im vergangenen Som-
mer wurden drei neue Niederdruck-
turbinen eingebaut, die dank eines
höheren Wirkungsgrades die Netto-
leistung des AKW um 40 Megawatt
erhöhen.

DIE LEBENSDAUER von Leibstadt
kann mit den Erneuerungen verlän-
gert werden. «Alle Investitionen sind
auf die betriebswirtschaftliche Be-
triebsdauer von 50 Jahren ausgelegt.
60 Jahre ist unsere vorgesehene tech-
nische Betriebsdauer», sagt Pfeiffer.

Das heisst, aus technischer Sicht
kann Leibstadt bis 2044 betrieben
werden, während die Investitionen
bereits 2034 abgeschrieben sein wer-
den. Die letzten zehn Jahre wären
für die Betreiber also die lukrativs-
ten. Der Bundesrat rechnet indes mit
einem Betriebsende im Jahr 2034.

Das AKW Leibstadt gehört zu
52,7 Prozent der Axpo-Gruppe (inklu-
sive CKW und EGL), zu 32,4 Prozent
Alpiq, zu 9,5 Prozent der BKW sowie
zu 5,4 Prozent dem Aargauischen
Kantonswerk AEW. Leibstadt produ-
ziert im Gegensatz zu Gösgen und
Beznau ohne die problematischen
plutoniumhaltigen Mox-Brennstäbe.
In diesen beiden AKW will man ab
2012 beziehungsweise 2013 auf
Mox-Stäbe verzichten, wie die Betrei-
ber auf Anfrage sagen.

Im AKW Leibstadt soll die
Leistung um bis zu 5 Prozent
erhöht werden. Das ent-
spricht dem Energie-Jahres-
verbrauch von knapp 100 000
Haushalten.

Betreiber erhöhen Leistung des
AKW Leibstadt massiv
Grösstes AKW wird bis 2015 rund 100 Megawatt mehr Leistung haben als 2003. Dies entspricht einem Viertel Mühlebergs

VON YVES DEMUTH

Das jüngste und leistungsstärkste Schweizer
Atomkraftwerk Leibstadt wird aufgerüstet.
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Obwohl die Krise längst vorbei ist,
haben die Kurzarbeits-Kontrolleure
des Bundes noch einiges zu tun.
Sie prüfen noch immer, ob es in den
Jahren 2009 und 2010 beim Bezug
der Kurzarbeitsentschädigungen in
Höhe von 1,41 Milliarden Franken zu
Missbräuchen gekommen ist.

Im letzten Jahr hat das Staats-
sekretariat für Wirtschaft (Seco) nach
140 Kontrollen gegen 103 Betriebe
Rückforderungen verfügt. Insgesamt
geht es dabei um 9 Millionen Fran-
ken, welche hauptsächlich während
des Krisenjahres 2009 unrechtmässig
bezogen worden sind. In 14 Fällen
reichte das Seco Strafanzeige gegen
die Firmen ein, da die Leistungsbezü-

ge klar missbräuchlich waren. Bei
den übrigen Fällen handelte es sich
laut Seco zwar um ein Fehlverhalten
des Betriebs, das aber ohne Miss-
brauchsabsicht begangen worden
war. Die grösste einzelne Rückforde-
rungssumme beläuft sich auf 1,037
Millionen Franken.

VON 65 BETRIEBEN forderte das Seco
bereits 2009 Kurzarbeitsgeld in der
Höhe von 2,4 Millionen Franken
zurück. Insgesamt haben also 168
Unternehmen in den vergangenen
zwei Jahren 11,4 Millionen Franken
unrechtmässig bezogen. Diese Sum-
me kann noch weiter steigen, da
die Kontrolleure des Seco noch wei-
tere Prüfungen vornehmen. Denn

wegen des starken Anstiegs der
Kurzarbeit im Jahr 2009 wird die
Anzahl Arbeitgeberkontrollen wei-
terhin hochgehalten. Das Seco rech-
net damit, noch bis 2012 Kontrollen
von Abrechnungen des Jahres 2009
vornehmen zu müssen.

Trotz den hohen Summen
kommt das Seco aber nicht zum
Schluss, dass in Zeiten der Krise über-
durchschnittlich Missbrauch betrie-
ben werde. Missbräuchliche Leis-
tungsbezüge bei Kurzarbeit lösten be-
reits im Vorkrisenjahr 2007 Strafan-
zeigen gegen sieben Unternehmen
aus. Die Zahl der Betriebe, die kurz-
arbeiten liessen, lag auf dem Höhe-
punkt der Krise im Oktober 2009 bei
3637. Diesen März waren es 629.

Seco fordert 11,4 Millionen Franken
ausbezahlte Kurzarbeitsgelder zurück
168 Firmen haben in den letzten zwei Jahren unrechtmässig Entschädigungen bezogen
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Nächste Woche geht es um die Wurst
für Nick Beglinger, den Chef des Ver-
bands Swisscleantech. Dann entschei-
det der vom Bund finanzierte Aussen-
handelsförderer Osec, wer die Ver-
marktungsplattform Cleantech präsi-
dieren soll. Wie «Der Sonntag» in Er-
fahrung gebracht hat, bewirbt sich
mit Bertrand Piccard ein prominen-
tes Gesicht für den Job.

Beglinger und Piccard sollen ge-
meinsam die Cleantech-Plattform der
Osec leiten. Beglinger will sich dabei
auf das Vizepräsidium beschränken,
wie er auf Anfrage bestätigt. Am Frei-
tag entscheidet sich, wer das Rennen
um die Nachfolge des zurückgetrete-
nen ehemaligen OC-Oerlikon-Chefs
Uwe Krüger machen wird.

Für Beglinger geht es um viel.
Ende 2009 gründete er den Verband
Swisscleantech, dem heute 210 Un-
ternehmen angehören. Er engagiert
sich sehr stark für den Verband –
auch mit eigenem Geld: «Um den Ver-
band so schnell dorthin zu bringen,
wo er jetzt ist, habe ich auch eigenes
Geld investiert», sagt Beglinger. Bei
der Gründung waren es rund 300 000
Franken Anschubfinanzierung, im
letzten Jahr nochmals 500 000 Fran-
ken. «Insgesamt sind es bis jetzt rund
eine Million Franken», sagt er.

NOCH REICHEN die Beiträge der Mit-
glieder nicht aus, die Kosten der Ver-
bandsarbeit zu denken. Der Verband
zählt acht Vollzeitstellen, macht Stu-
dien und betreibt Öffentlichkeitsar-
beit, um den Bekanntheitsgrad zu er-
höhen. Die Ausgleichszahlungen lau-
fen über die Stiftung Foundation for
Global Sustainability (FFGS), die Beg-
linger gegründet hat und in die er
einen Grossteil seines Vermögens ein-
brachte, wie er sagt.

Das Geld stammte vor allem
vom Verkauf eines Software-Start-
ups in Asien während der New Eco-
nomy. Er arbeitete auch bei McKin-
sey und der Firma Maxmakers, die
er Anfang der 90er-Jahre mit Part-
nern gründete und die Immobilien-
Beratungen für Grossprojekte vor al-
lem im arabischen Raum anbietet.
Noch heute ist er an dieser Firma zu
einem Viertel beteiligt.

Seit zwei Jahren arbeitet Beglin-
ger voll für Swisscleantech und die
FFGS-Stiftung, die 50 Prozent aller
Mandate des Verbands ausführt. Mit
beachtlichem Erfolg: Er brachte ge-
gen Economiesuisse eine Verschär-
fung des CO2-Gesetzes durch. Den
grössten Erfolg heimste er diesen
Mittwoch ein, als der Nationalrat
den Atomausstieg beschloss – eben-
falls gegen das Lobbying des Wirt-
schaftsdachverbands. Das Schweizer
Radio bezeichnete ihn darauf bereits
als achten Bundesrat – ein Etikett,
das früher am Revers des Economie-
suisse-Präsidenten klebte.

Swisscleantech-Präsident
Nick Beglinger wird bereits
als achter Bundesrat gehan-
delt. Jetzt will er mit Ber-
trand Piccard hoch hinaus.

Bertrand Piccard und Nick Beglinger
sollen Cleantech-Chefs werden

Swisscleantech-Präsident Beglinger investiert einen Grossteil seines Vermögens in die Verbandsarbeit und will jetzt mehr Einfluss

VON BEAT SCHMID
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Nick Beglinger (Präsident Swisscleantech), Bertrand Piccard (Psychiater und Abenteurer).

Nach dem nationalrätlichen Ja zum
AKW-Ausstieg befürchten energie-
intensive Branchen wie Stahl, Papier,
Alu und Zement überdurchschnitt-
lich steigende Strompreise in der
Schweiz. Das würde rund 50 Unter-
nehmen existenziell gefährden, denn
sie hätten gegenüber der Konkurrenz
in den Nachbarländern einen Wett-
bewerbsnachteil.

Nun machen sich Parlamenta-
rier aller politischen Richtungen für
einen Sondertarif für die betroffenen
Unternehmen stark. Dem «Sonntag»
liegen gleich vier Vorstösse von Solo-
thurner Abgeordneten vor, die in die-
ser Session eingereicht werden:
> Sondertarif: SP-Ständerat Roberto
Zanetti fordert vom Bundesrat in
einer Motion, alle notwendigen recht-
lichen Grundlagen zu schaffen, um
die Versorgung von grossen und be-
sonders stromintensiven Industrieun-
ternehmen mit Strom «zu interna-
tional wettbewerbsfähigen Preisen»
sicherzustellen. Sein Argument: Eini-
ge Nachbarländer versorgen ihre In-

dustrie zu Vorzugsbedingungen mit
Strom, während die Preise in der
Schweiz seit der Strommarktöffnung
stetig ansteigen. Konkret verlangt
Zanetti, dass alle grösseren Strompro-
duzenten einen Industriestrom-Pool
bilden. Dieser beliefert dann die ener-
gieintensiven Betriebe mit Strom zu
den Gestehungskosten plus einem
angemessenen Gewinn. Zanettis Mo-
tion wurde von 32 Ständeräten aus
allen im Rat vertretenen Fraktionen
mitunterschrieben.
> Ausnahme von der KEV: FDP-Stände-
rat Rolf Büttiker und 13 Mitunter-
zeichner aus FDP, CVP, SVP und SP
fordern vom Bundesrat eine voll-
ständige Befreiung der energieinten-
siven Unternehmen vom Zuschlag
zur Finanzierung der kostendecken-
den Einspeisevergütung (KEV). Diese
Abgabe in Höhe von 0,45 Rappen pro
Kilowattstunde Strom wird seit zwei
Jahren bei allen Stromkonsumenten
erhoben, um die grüne Strompro-
duktion zu fördern. Heute können
stromintensive Betriebe nur eine
Teilbefreiung verlangen.

> Abgabenbefreiung: Noch einen
Schritt weiter geht CVP-Nationalrat
Pirmin Bischof. Er verlangt vom Bun-
desrat in einer Motion, die Stahl-,
Papier-, Zement-, Glas-, aber auch
Teile der Chemie-, Textil-, Lebens-
mittel- und Maschinenindustrie von
der kostendeckenden Einspeisever-
gütung, den Wasserzinsen und den
Netzabgaben zu befreien. Dies, sofern
sie sich zu Energieeffizienz-Massnah-
men verpflichten. Bischof wird seine
Motion in dieser Woche einreichen.
> Gesamtkonzept: SP-Nationalrätin
Bea Heim verlangt vom Bundesrat in
einem Postulat eine Gesamtschau
möglicher Massnahmen zur Rettung
der gefährdeten Industrien. Dazu
zählt sie die Befreiung der Betriebe
von Konzessionsabgaben, eine Über-
prüfung der Netztarife und Bürg-
schaften für stromsparende Inves-
titionen. Von Sondertarifen sollen
aber nur Firmen profitieren, die
nachweislich in eine bessere Ener-
gieeffizienz investiert haben. Heims
Vorstoss wird von 26 Nationalräten
von SP bis SVP unterstützt.

Politiker aller Parteien fordern
Sondertarif für grosse Stromverbraucher
Vier Vorstösse im Parlament sollen 50 Industriefirmen vor dem Aus retten
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